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Frauenrechtsausschuss:
45. bis 47. Tagung 2010
■ Empfehlungen zu den Rechten älterer 

Frauen sowie zu Artikel 2
■ Individualbeschwerde über Verge-

waltigungsfall aus den Philippinen

Stefanie Lux

(Dieser Beitrag setzt den Bericht von Stefanie Lux,

Frauenrechtsausschuss: 43. und 44. Tagung 2009,

VN, 6/2010, S. 266ff., fort.)

Im Jahr 2010 beschäftigte sich der Aus-
schuss zur Beseitigung jeder Form der
Diskriminierung der Frau (CEDAW) unter
anderem ausführlicher mit der Rechtsaus-
legung des Übereinkommens zur Beseiti-
gung jeder Form der Diskriminierung der
Frau (kurz: Frauenrechtskonvention). Die
23 Sachverständigen verabschiedeten ei-
ne Entscheidung über eine Individualbe-
schwerde unter dem Fakultativprotokoll
sowie zwei Allgemeine Empfehlungen.

Die Frauenrechtskonvention haben, seit
2009 unverändert, 186 Staaten ratifiziert.
Das Fakultativprotokoll zum Übereinkom-
men, welches die Individualbeschwerde
ermöglicht, hatten im Oktober 2010 ein-
hundert Staaten ratifiziert.

Individualbeschwerden

Auf seiner 46. Tagung behandelte der
CEDAW die Beschwerde von Karen Tayag
Vertido gegen die Philippinen. Vertido,
eine erfolgreiche Geschäftsfrau, hatte ei-
nen ihrer Vorgesetzten angezeigt. Dieser
habe sie 1996 in seinem Hotelzimmer
vergewaltigt. Die Staatsanwaltschaft hat-
te die Klage zunächst fallen gelassen, erst
nach einer Beschwerde beim Justizminis-
terium waren Ermittlungen aufgenommen
worden. Auch danach lief das Verfahren
schleppend. Der Fall wurde von 1997 bis
2005 vor einem Gericht erster Instanz ver-
handelt. Drei Mal trat in dieser Zeit der
vorsitzende Richter zurück. Das Verfah-
ren endete schließlich mit einem Frei-
spruch für den Beschuldigten. Laut Rich-
terin gab es nicht ausreichend Beweise,
und die Aussage der Klägerin hätte zu
viele Zweifel zugelassen. Vertido wandte
sich daraufhin an den CEDAW. Sie sah
ihre Rechte insbesondere dahingehend
verletzt, dass die Richterin sich auf ge-
schlechtsbezogene Stereotypen und An-
nahmen bezogen hatte, um ihre Entschei-
dung zu begründen. Der CEDAW be-

schränkte sich in seiner Urteilsfindung
von vornherein auf die Frage, ob stereo-
type Rollenbilder und geschlechtsspezi-
fische Fehlannahmen über Vergewalti-
gung in der Verhandlung angewendet wur-
den. Dies würde bedeuten, dass die Phi-
lippinen ihrer Verpflichtung, Diskrimi-
nierung im Prozessrecht sowie im Rechts-
system allgemein zu beseitigen, nicht nach-
gekommen sind. In ihrer Entscheidung
verurteilten die Sachverständigen beson-
ders die Annahme, dass eine Frau sich
körperlich wehren muss, um ihre Nicht-
zustimmung auszudrücken. Nach Ein-
schätzung des CEDAW sollte diese An-
nahme weder im Recht noch in der Recht-
sprechung verankert sein. Ausschlagge-
bend bei Vergewaltigungsvorwürfen muss
immer die fehlende Zustimmung des Op-
fers sein, nicht jedoch der Grad der Be-
drohung oder der Gewalt. In seiner Ent-
scheidung befand der CEDAW, dass die
Philippinen die Bestimmungen der Artikel
2c) und f) sowie 5a) verletzt haben. Sie
ordneten an, Frau Vertido zu entschädi-
gen und forderten die Regierung auf, An-
wälte und Richter besser zum Thema aus-
zubilden.

Allgemeine Empfehlung Nr. 27

Mit der Allgemeinen Empfehlung Nr. 27
zum Schutz der Menschenrechte älterer
Frauen, die der CEDAW auf seiner 47.
Tagung verabschiedete, nehmen sich sei-
ne Mitglieder einem Thema an, dem zu-
nehmend mehr Bedeutung zukommen
wird. Der Ausschuss weist in seiner Emp-
fehlung auf Geschlechtsunterschiede beim
Altern hin: Frauen leben meistens länger
als Männer und öfter allein. Die Diskri-
minierung, die Frauen erleben, wenn sie
altern, ist oft mehrdimensional. Der Al-
tersfaktor verstärkt andere Gründe für
Diskriminierung wie etwa Geschlecht, eth-
nische Abstammung, Behinderung oder
Armut. Viele ältere Frauen sind zudem
Vernachlässigung ausgesetzt, da sie in ih-
rer produktiven und vor allem reproduk-
tiven Rolle nicht mehr als nützlich ange-
sehen werden; Verwitwung oder Schei-
dung verschlimmern diese Art von Dis-
kriminierung noch.  

Die Vertragsstaaten sollten die Diskri-
minierung aufgrund des Alters explizit
verbieten und Gesetze, Vorschriften und
Gebräuche, die ältere Frauen benachteili-
gen, abschaffen. Ferner rät der Ausschuss,
Gesetze gegen Gewalt gegen ältere Frauen

zu verabschieden, besonders um der Ge-
walt in Pflegeeinrichtungen vorzubeugen.

Allgemeine Empfehlung Nr. 28

In seiner Allgemeinen Empfehlung Nr. 28,
ebenfalls auf der 47. Tagung verabschie-
det, nimmt der CEDAW ausführlich Stel-
lung zu den grundlegenden Verpflichtun-
gen des Übereinkommens nach Artikel 2.
Dieser ist Dreh- und Angelpunkt der
Frauenrechtskonvention, da er Umfang
und Bedeutung der allgemeinen Verpflich-
tungen der Vertragsstaaten festlegt. In der
Empfehlung weisen die Sachverständigen
auch auf den dynamischen Charakter des
Übereinkommens hin. Artikel 2 fordert
Staaten auf, Diskriminierung in »jeder
Form« zu verurteilen. Der Ausschuss be-
tont die umfassenden Pflichten des Arti-
kels, die die Achtung (respect), den Schutz
(protect) und die Gewährleistung (fulfil)
von Rechten beinhalten. Erstens dürfen
Staaten keine Gesetze, Vorschriften oder
Programme verabschieden, die direkt oder
indirekt diskriminieren. Zweitens sind sie
verpflichtet, Diskriminierung durch Drit-
te zu verbieten, zu verhindern und zu be-
strafen. Drittens müssen sie alle Schritte
ergreifen, die notwendig sind, damit Frau-
en und Männer de jure und de facto ihre
Rechte gleichberechtigt ausüben können.
Um Diskriminierung zu beseitigen, soll-
ten die Vertragsstaaten dabei nicht nur
Gesetze verabschieden, sondern auch die
administrative und finanzielle Unterstüt-
zung der entsprechenden Regelungen si-
cherstellen. Damit Frauen ihre Rechte ef-
fektiv in Anspruch nehmen können, ist es
wichtig, dass es Beschwerdemechanismen
gibt und Ansprüche auf Wiedergutma-
chung oder Schadensersatz durchgesetzt
werden können. Der Ausschuss nutzt die
Empfehlung Nr. 28 zudem, um darauf
hinzuweisen, dass die Verpflichtungen des
Übereinkommens auch im Falle eines be-
waffneten Konflikts oder Notstands wei-
ter Gültigkeit haben und alle Personen
betreffen, die sich entweder auf dem Ge-
biet oder unter der effektiven Kontrolle
des Vertragsstaats befinden. Damit folgt
der CEDAW der Auffassung anderer Aus-
schüsse und der Rechtsprechung verschie-
dener Menschenrechtsgerichtshöfe.

Der CEDAW hielt im Jahr 2010 drei
Tagungen ab: 45. Tagung: 18.1.–5.2. in
Genf, 46. Tagung: 12.–30.7. in New York
sowie 47. Tagung: 4.–22.10. wieder in
Genf). Auf den drei Tagungen behandel-
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te er insgesamt 21 Staatenberichte. Im Fol-
genden seien einige der Abschließenden
Bemerkungen zu diesen Berichten beispiel-
haft herausgegriffen.

45. Tagung

Auf der Frühjahrstagung behandelte der
CEDAW die Berichte aus Ägypten, Bots-
wana, Malawi, den Niederlanden, Pana-
ma, der Ukraine, Usbekistan und den Ver-
einigten Arabischen Emiraten.

Seit den Wahlen im Jahr 2009 hat
Botswana zum ersten Mal eine Spreche-
rin der Nationalversammlung. An der Spit-
ze der Nationalbank steht eine Gouver-
neurin, und auch die Generalstaatsanwalt-
schaft wird von einer Frau geführt. Die
Sachverständigen begrüßten diese Ent-
wicklungen ausdrücklich. Sie wiesen je-
doch darauf hin, dass Frauen in anderen
Gremien weiterhin stark unterrepräsentiert
sind. Der Ausschuss lobte die Bemühun-
gen um Geschlechterparität im Grund-
schulbereich sowie die Maßnahmen, um
die Rückkehr jugendlicher Mütter an die
Schule zu fördern. Der CEDAW bean-
standete jedoch den niedrigen Anteil von
Mädchen in Einrichtungen weiterführen-
der und höherer Bildung sowie die hohen
Abbruchraten, die vielfach mit Frühehen
und Teenager-Schwangerschaften zusam-
menhängen. Die Ausschussmitglieder zeig-
ten sich beeindruckt von der umfassenden
Verfügbarkeit von Gesundheitsversor-
gung, jedoch bleibe die Müttersterblich-
keitsrate mit zwischen 200 und 300 Fäl-
len auf 100 000 Geburten viel zu hoch.

Zufrieden zeigten sich die Sachverstän-
digen angesichts des hohen Standards der
grundlegenden Sozialversorgung in den
Vereinigten Arabischen Emiraten. Beson-
ders lobten sie das von der Regierung fi-
nanzierte Bildungssystem und die Gesund-
heitsdienste. Anerkennend äußerte man
sich auch zu verschiedenen Maßnahmen
gegen den Menschenhandel. Frauen und
Mädchen würden jedoch weiterhin zum
Zweck wirtschaftlicher oder sexueller Aus-
beutung in die Emirate verkauft. Die Sach-
verständigen bemängelten insbesondere,
dass die einzige geschützte Unterkunft für
Opfer von Menschenhandel in Dubai im
Jahr 2008 geschlossen wurde. Mit Be-
sorgnis nahmen sie zudem den fehlenden
rechtlichen Schutz der zahlreichen Wan-
derarbeitnehmerinnen in den Emiraten zur
Kenntnis. Diese kennen oft ihre Rechte
nicht, der Zugang zur Gerichtsbarkeit

bleibt ihnen verwehrt, und durch die Pra-
xis der Arbeitsgeber, die Pässe einzube-
halten, sind sie häufig Missbrauch ausge-
setzt. 

46. Tagung

Auf der Sommertagung prüfte der Aus-
schuss die Berichte aus Albanien, Argen-
tinien, Australien, Fidschi, Papua-Neu-
guinea, Russland und der Türkei.

Bedeutende Fortschritte hinsichtlich der
Beteiligung von Frauen am politischen Le-
ben stellte der CEDAW bei der Prüfung
des Berichts aus Argentinien fest. Zum
ersten Mal wurde mit Christina Fernan-
dez de Kirchner eine Frau ins Präsiden-
tenamt gewählt. Insgesamt fielen bei der
Wahl 78 Prozent der Stimmen auf weib-
liche Kandidaten. Der Ausschuss lobte
diese Entwicklung, forderte die Regierung
aber auf, Frauen in allen Provinzen stär-
ker zu beteiligen. Besorgt äußerten sich die
Sachverständigen angesichts von Berich-
ten über die hohe Anzahl von Frauen in
Gefängnissen, der fortwährenden Gewalt
gegen weibliche Häftlinge und den gene-
rell schlechten Haftbedingungen. Aner-
kennung fanden die Bemühungen der Re-
gierung, die Täter von Verbrechen gegen
die Menschlichkeit während der Diktatur
zur Rechenschaft zu ziehen. Allerdings
bedauerte der Ausschuss, dass Fälle von
sexueller Gewalt in Geheimgefängnissen
während der Diktatur nicht verfolgt wer-
den. Der CEDAW forderte die Regierung
auf, stärker gegen die Diskriminierung
älterer Frauen, Migrantinnen, Frauen mit
Behinderungen sowie lesbischer, trans-
und bisexueller Frauen vorzugehen.

Positiv bewertete der CEDAW die An-
strengungen im Gesundheitsbereich in
Russland; insbesondere lobte man die
Halbierung der Müttersterblichkeit von
44 Fällen pro 100 000 Geburten im Jahr
1998 auf 22 im Jahr 2007. Doch gerade
im Bereich der reproduktiven Gesund-
heit hatte der CEDAW auch viel zu bean-
standen. Nur 27 Prozent der Frauen im
gebärfähigen Alter benutzen Verhütungs-
mittel, Familienplanung ist nicht Teil des
Schulunterrichts, und gerade in ländlichen
Gegenden fehlt oft der Zugang zu repro-
duktiven Gesundheitsdiensten. Umfassend
betrachtete der Ausschuss auch die Situa-
tion auf dem Arbeitsmarkt. Frauen ma-
chen die große Mehrheit der Beschäftig-
ten im Niedriglohnsektor aus, und es gibt
große Lohnunterschiede – im Schnitt ver-

dienen Frauen 64 Prozent des Gehalts von
Männern. Sorge bereitete dem CEDAW
auch die Lage in Tschetschenien. Die mi-
litärischen Operationen und das hohe
Ausmaß an Gewalt haben Traditionen
und soziale Normen in den vergangenen
15 Jahren stark beeinflusst und die Dis-
kriminierung von Frauen verstärkt. 

47. Tagung

Auf der Herbsttagung prüfte der CEDAW
Berichte aus den Bahamas, Burkina Faso,
Indien, Malta, Tschechien, Tunesien und
Uganda.

Erfreut zeigten sich die Sachverstän-
digen über die zahlreichen gesetzlichen
Neuerungen in Tschechien, beispielswei-
se die Verabschiedung des neuen Antidis-
kriminierungsgesetzes. Es verbietet Dis-
kriminierung aufgrund von Geschlecht
oder sexueller Orientierung in zahlreichen
Lebensbereichen. Im Bereich häusliche
Gewalt ist es der Polizei, dank der Ein-
führung einstweiliger Verfügungen, mög-
lich, bis zu zehntägige Hausverweise ge-
gen Gewalttäter auszusprechen. Für Op-
fer häuslicher Gewalt wurden zudem 17
Interventionszentren eingerichtet, die so-
fortige psychologische, rechtliche und so-
ziale Hilfe anbieten. Negativ bewertete
der Ausschuss, dass nur wenige Fälle von
häuslicher Gewalt und Vergewaltigung
angezeigt und nur ein geringer Anteil der
Täter verurteilt werden. Besonders kriti-
sierten seine Mitglieder die Tendenz tsche-
chischer Gerichte bei Verfahren zu Unter-
haltszahlungen und Sorgerecht, auch dann
auf Streitschlichtung und geteiltes Sorge-
recht zu setzen, wenn die Mutter Opfer
häuslicher Gewalt ist. Weiterer Kritik-
punkt: Zwar habe der Ministerpräsident
»Fälle von Fehlern« bei der Durchfüh-
rung von Sterilisationen zugegeben, den-
noch sei die Regierung der Aufforderung
des CEDAW, schnellstmöglich gesetzliche
Änderungen, insbesondere eine klare De-
finition von »freier, vorheriger und infor-
mierter Zustimmung« einzuführen, nicht
nachgekommen. Auch die Anweisung, die
Opfer erzwungener oder ohne Zustim-
mung erfolgter Sterilisationen, hauptsäch-
lich Roma-Frauen und Frauen mit geisti-
gen Behinderungen, finanziell zu entschä-
digen, wurde nicht erfüllt. Die meisten Ent-
schädigungsforderungen von Opfern von
Zwangssterilisationen wurden von Ge-
richten unter Verweis auf die Verjäh-
rungsfrist abgelehnt.


